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Für alle Steuerpflichtigen

Gezielte Verlagerung von privaten Ausgaben  
zur Minimierung der Steuerbelastung 

|  In 2018 werden der steuerliche Grundfreibetrag, der Kinderfreibetrag und das 
Kindergeld geringfügig erhöht. Da die Entlastung eher gering sein dürfte, kommt es 
vor allem auf die persönlichen Verhältnisse an, ob Ausgaben vorgezogen oder in das 
Jahr 2018 verlagert werden sollten.  |

Neue Werte in 2018

Der steuerliche Grundfreibetrag – bis zu 
dieser Höhe muss keine Einkommen­
steuer gezahlt werden – wird im nächs­
ten Jahr um 180 EUR auf 9.000 EUR stei­
gen. Der Unterhaltshöchstbetrag wird 
entsprechend angepasst.

Beachten Sie  |  Zum Ausgleich der kal-
ten Progression werden die Tarifeck­
werte im Jahr 2018 um die geschätzte 
Inflationsrate des Jahres 2017 nach 
rechts verschoben.

Der Kinderfreibetrag wird in 2018 um 
72 EUR auf 4.788 EUR angehoben. Das 
Kindergeld steigt um jeweils 2 EUR mo­
natlich pro Kind.

Das sollten Sie bei der Verlagerung 
von Ausgaben beachten 

Sonderausgaben (z. B. Spenden) und 
außergewöhnliche Belastungen (z. B. 
Arzneimittel) sind grundsätzlich in dem 
Jahr in der Steuererklärung anzuset­
zen, in dem sie gezahlt worden sind. 
Maßgebend ist das sogenannte Zu- und 
Abflussprinzip.

Dass die Steuerung der Zahlungen für 
die steuerliche Entlastung im Privatbe­
reich entscheidend sein kann, musste 
vor kurzem ein Ehepaar vor dem Bun­
desfinanzhof (12.7.2017, Az. VI R 36/15) 
erfahren. Die Kosten für den behinder-
tengerechten Umbau ihres Hauses 
(165.000 EUR) hatten sie komplett in 
einem Jahr gezahlt. Da ihr Gesamtbe-
trag der Einkünfte niedriger war, wirkte 

sich nur ein Teil der 165.000 EUR steu­
ermindernd aus. Eine Verteilung der 
außergewöhnlichen Belastungen auf 
mehrere Jahre lehnten die Richter ab. 

PRAXISHINWEIS  |  Bei außergewöhn­
lichen Belastungen sollte man auch die 
zumutbare Eigenbelastung im Blick 
haben, deren Höhe vom Gesamtbetrag 
der Einkünfte, Familienstand und Zahl 
der Kinder abhängt. Ist abzusehen, 
dass die zumutbare Eigenbelastung in 
2017 nicht überschritten wird, sollten 
offene Rechnungen (nach Möglichkeit) 
erst in 2018 beglichen werden. Ein Vor­
ziehen lohnt sich, wenn in 2017 bereits 
hohe Aufwendungen getätigt wurden.

In die Überlegungen sind auch vorhan­
dene Verlustvorträge einzubeziehen, 
die Sonderausgaben oder außerge­
wöhnliche Belastungen eventuell wir­
kungslos verpuffen lassen. 

Ist der Höchstbetrag bei Handwerker-
leistungen (20 % der Lohnkosten, maxi­
mal 1.200 EUR) erreicht, sollten Rech­
nungen nach Möglichkeit erst in 2018 
beglichen werden. 

PRAXISHINWEIS  |  Fällt in diesem 
Jahr z. B. aufgrund von Verlusten aus 
einer selbstständigen Tätigkeit keine 
Einkommensteuer an, kann kein Ab­
zug von der Steuerschuld vorgenom­
men werden. Da die Steuerermäßi­
gung für Handwerkerleistungen weder 
zurück- noch vorgetragen werden 
kann, ist eine Rechnungsbegleichung 
auch in diesen Fällen in 2018 sinnvoll.

Für GmbH-Gesellschafter

Änderungsbedarf bei 
Verträgen überprüfen
|  Wie in jedem Jahr sollten zwischen 
GmbH und (beherrschenden) Gesell­
schafter-Geschäftsführern getroffene 
Vereinbarungen auf ihre Fremdüblich-
keit und Angemessenheit hin überprüft 
werden. Die entsprechende Dokumen­
tation mindert das Risiko einer ver­
deckten Gewinnausschüttung.  |

Sollen ab 2018 neue Vereinbarungen 
getroffen oder bestehende verändert 
werden, ist dies zeitnah schriftlich zu 
fixieren. Vertragsinhalte wirken sich 
bei beherrschenden Gesellschaftern 
nämlich steuerlich nur aus, wenn sie im 
Voraus getroffen und tatsächlich wie 
vereinbart durchgeführt werden. Insbe­
sondere die Gesellschafter-Geschäfts-
führer-Bezüge sind mit der allgemei­
nen Gehaltsstruktur und der individuel­
len Gewinnlage abzugleichen.

Für Unternehmer

Obacht bei der verkürzten 
Aufbewahrungspflicht  
von Lieferscheinen

|  Insbesondere zum Jahreswechsel 
stellt sich die Frage, welche Unterlagen 
vernichtet werden können. In diesem 
Zusammenhang ist auf eine Maßnahme 
durch das Zweite Bürokratieentlas­
tungsgesetz (BGBl I 2017, S. 2143) hin­
zuweisen. Danach endet die Aufbewah­
rungsfrist von Lieferscheinen mit dem 
Erhalt oder dem Versand der Rechnung, 
wenn sie keine Buchungsbelege sind.  |

Nimmt die Rechnung jedoch auf den 
Lieferschein Bezug (z. B. hinsichtlich 
des Lieferzeitpunkts), wird der Liefer­
schein zum umsatzsteuerlichen Rech-
nungsbestandteil und darf auch künftig 
nicht vorzeitig vernichtet werden! 
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Für Unternehmer

Wichtiges zur Kassen-Nachschau 2018 und zur  
Verfahrensdokumentation

|  Durch das Gesetz zum Schutz vor Manipulationen an digitalen Grundaufzeich­
nungen (BGBl I 2016, S. 3152) erhält die Finanzverwaltung ab dem 1.1.2018 die 
Möglichkeit einer Kassen-Nachschau.  |

Zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit 
der Aufzeichnungen und Buchungen 
von Kasseneinnahmen und Kassenaus-
gaben können Finanzbeamte 

•• ohne vorherige Ankündigung, 
•• außerhalb einer Außenprüfung und
•• während der üblichen Geschäfts- 

und Arbeitszeiten Geschäftsgrund­
stücke oder Geschäftsräume von 
Steuerpflichtigen betreten, 

um Sachverhalte festzustellen, die für 
die Besteuerung erheblich sein können. 

Die von der Kassen-Nachschau betrof­
fenen Steuerpflichtigen haben dem 
Amtsträger auf Verlangen Aufzeich­
nungen, Bücher sowie die für die Kas­
senführung erheblichen sonstigen 
Organisationsunterlagen vorzulegen.

Verfahrensdokumentation

In diesem Zusammenhang ist auch auf 
die sogenannte Verfahrensdokumenta-
tion hinzuweisen. Diese besteht in der 
Regel aus einer allgemeinen Beschrei­
bung, einer Anwender-, einer techni­
schen System- und einer Betriebs­
dokumentation. 

Beachten Sie  |  Das Erfordernis einer 
Verfahrensdokumentation ergibt sich 
bereits aus den „Grundsätzen zur ord­

nungsmäßigen Führung und Aufbewah­
rung von Büchern, Aufzeichnungen und 
Unterlagen in elektronischer Form so­
wie zum Datenzugriff (kurz: GoBD)“. 
Dieses Schreiben des Bundesfinanzmi­
nisteriums (14.11.2014, BStBl I 2014,  
S. 1450) ist bereits seit Anfang 2015 in 
Kraft. Danach muss für jedes Datenver­
arbeitungssystem (= DV-System) eine 
übersichtlich gegliederte Verfahrens­
dokumentation vorhanden sein, aus der 
Inhalt, Aufbau, Ablauf und Ergebnisse 
des DV-Verfahrens vollständig und 
schlüssig ersichtlich sind. 

PRAXISHINWEIS  |  Soweit eine feh­
lende oder ungenügende Verfahrens­
dokumentation die Nachvollziehbar­
keit und Nachprüfbarkeit nicht beein­
trächtigt, liegt kein formeller Mangel 
mit sachlichem Gewicht vor, der zum 
Verwerfen der Buchführung führen 
kann. Darauf weist die Finanzverwal­
tung in ihren GoBD ausdrücklich hin.

Dennoch ist (soweit noch nicht erfolgt) 
dringend anzuraten, eine Verfahrens­
dokumentation zu verfassen. Denn 
kommt es neben formellen auch zu 
materiellen Beanstandungen bei einer 
Betriebsprüfung, dürfte der Umstand 
der fehlenden Verfahrensdokumenta­
tion „schätzungserhöhend“ wirken.

Für Kapitalanleger

Antrag auf Verlustbescheinigung ist bis  
zum 15.12.2017 zu stellen

|  Erteilen Ehegatten einen gemeinsamen Freistellungsauftrag, kann eine über­
greifende Verrechnung von Verlusten über alle Konten und Depots der Ehegatten 
erfolgen. Falls lediglich die übergreifende Verlustverrechnung beantragt werden 
soll, kann auch ein Freistellungsauftrag über 0 EUR erteilt werden.  |

Hat ein Anleger bei einer Bank einen 
Verlust erzielt und bei einer anderen 
Bank positive Einkünfte erwirtschaftet, 
ist eine Verrechnung zwischen den 
Banken nicht möglich. In diesen Fällen 
gibt es folgende Option: Stellt der Steu­
erpflichtige bis zum 15.12. des jeweili­
gen Jahres bei dem Kreditinstitut, bei 
dem sich der Verlustverrechnungstopf 

befindet, einen Antrag auf Verlustbe-
scheinigung, kann er bei der Veranla­
gung eine Verlustverrechnung vorneh­
men. 

Beachten Sie  |  Der Verlust wird dann 
aus dem Verrechnungstopf der Bank 
herausgenommen und das Kreditinsti­
tut beginnt 2018 wieder bei Null. 

Für Vermieter

Steuerstrategien 
2017/2018 im Überblick

|  Bei den Einkünften aus Vermietung 
und Verpachtung ist primär auf die Ein-
künfteverlagerung hinzuweisen, also 
etwa auf die Zahlung anstehender Re­
paraturen noch im laufenden Jahr oder 
die Steuerung von Mietzuflüssen.  |

Darüber hinaus sind u. a. folgende 
Punkte zu beachten:

•• Beträgt das Entgelt für die Überlas­
sung einer Wohnung zu Wohnzwe­
cken weniger als 66 % der ortsübli-
chen Marktmiete, dürfen die Wer­
bungskosten nur im Verhältnis der 
tatsächlichen Miete zur ortsübli­
chen Miete abgezogen werden. Ist 
die 66 %-Grenze erfüllt, ist der volle 
Werbungskostenabzug zulässig!

•• Sofern in 2017 größere Erhaltungs-
aufwendungen vorliegen, dürfen 
diese grundsätzlich auf zwei bis 
fünf Jahre gleichmäßig verteilt 
werden, was zur längerfristigen 
Progressionsminderung sinnvoll 
sein kann. Voraussetzung: Es han­
delt sich um Aufwendungen für ein 
Gebäude im Privatvermögen, das 
überwiegend Wohnzwecken dient. 

Für Vermieter

Antrag auf Grundsteuer
erlass bei wesentlicher 
Ertragsminderung

|  Bei erheblichen Mietausfällen in 2017 
kann ein teilweiser Erlass der Grund-
steuer beantragt werden.  |

Voraussetzung ist eine wesentliche Er-
tragsminderung, die der Steuerpflich­
tige nicht zu vertreten hat. Diese liegt 
vor, wenn der normale Rohertrag um 
mehr als die Hälfte gemindert ist. Ist 
dies der Fall, kann die Grundsteuer um 
25 % erlassen werden. Fällt der Ertrag 
in voller Höhe aus, ist ein Grundsteuer­
erlass von 50 % möglich.

Beachten Sie  |  Der Antrag ist bis zu 
dem auf den Erlasszeitraum folgenden 
31.3. zu stellen. Da der 31.3. im nächsten 
Jahr auf Karsamstag fällt, verschiebt 
sich das Fristende auf den 3.4.2018.
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Für Arbeitnehmer

Interessante Aspekte 
zum steuerlichen  
Jahreswechsel 2017/2018

|  Für Arbeitnehmer kann es vorteilhaft 
sein, berufsbezogene Ausgaben oder 
variable Gehaltsbestandteile vorzuzie­
hen oder in das nächste Jahr zu verla­
gern. Maßgebend ist grundsätzlich das 
Zu- und Abflussprinzip. Sofern die Wer­
bungskosten insgesamt unter dem 
Pauschbetrag von 1.000 EUR liegen 
werden, sollten noch ausstehende Auf­
wendungen (z. B. für Fachliteratur oder 
Arbeitsmittel) nach Möglichkeit in das 
Jahr 2018 verschoben werden.  |

Spätestens zum Jahresende sollten Ar­
beitgeber und Belegschaft prüfen, ob 
die vielseitigen Möglichkeiten von steu-
erfreien und begünstigten Lohnbe-
standteilen optimal ausgeschöpft wur­
den. Darunter fallen z. B. Sachbezüge 
unter Ausnutzung der monatlichen 
Freigrenze von 44 EUR oder der Rabatt­
freibetrag von 1.080 EUR (jährlich) für 
vom Betrieb angebotene Waren.

Neuerungen bei der  
Steuerklassenwahl ab 2018

Ab 2018 gibt es durch das Steuerumge­
hungsbekämpfungsgesetz (BGBl I 2017, 
S. 1682) bei der Steuerklassenkombi-
nation von Ehegatten insoweit Neue­
rungen, als bei einer Eheschließung 
beide Ehegatten automatisch in die 
Steuerklasse IV eingestuft werden – und 
zwar auch dann, wenn nur einer der 
Ehegatten ein Gehalt bezieht. Wenn dies 
ungünstig ist, ist ein Steuerklassen­
wechsel selbstverständlich möglich.

Beachten Sie  |  Bei der Wahl der 
„günstigsten“ Steuerklassenkombina­
tion ist zu berücksichtigen, dass die ge­
wählte Kombination auch die Höhe der 
Lohnersatzleistungen oder des Eltern-
gelds beeinflussen kann. 

Neu ist ab 2018 auch, dass der Wechsel 
von der Steuerklasse III oder V in die 
Steuerklasse IV auf Antrag nur eines 
Ehegatten möglich ist. Dies hat dann 
zur Folge, dass beide Ehegatten in die 
Steuerklasse IV eingereiht werden. Da­
durch soll sichergestellt werden, dass 
die Steuerklassenkombination III/V nur 
zur Anwendung kommt, wenn und so­
lange beide Ehegatten dies wollen.

Für Arbeitgeber

Neuerungen für das Lohnbüro:  
Betriebsrentenstärkungsgesetz, Mindestlohn & Co.
|  Durch das Betriebsrentenstärkungsgesetz (BGBl I 2017, S. 3214) soll die betriebli­
che Altersversorgung (bAV) in kleinen und mittelständischen Betrieben besser ver­
breitet werden. Herzstück des Gesetzes, das im Wesentlichen zum 1.1.2018 in Kraft 
tritt, ist das Sozialpartnermodell mit der Möglichkeit der reinen Beitragszusage,  
d. h. ohne Mindest- bzw. Garantieleistungen.  | 

Daneben kommt es zu weiteren Ände­
rungen. Dies sind u. a.:

•• Der steuerliche Förderumfang des 
§ 3 Nr. 63 Einkommensteuergesetz 
(EStG) wird von 4 % der Beitrags­
bemessungsgrenze auf 8 % ausge­
weitet. Der Aufstockungsbetrag 
von 1.800 EUR entfällt. 

•• Arbeitgeber, die für Geringverdie-
ner (Bruttoeinkommen maximal 
2.200 EUR monatlich) mindestens 
240 EUR bis zu 480 EUR im Jahr an 
Beiträgen zugunsten einer bAV auf­
wenden, erhalten 30 % des Arbeit­
geberbeitrags über eine Verrech­
nung mit der Lohnsteuer zurück.

PRAXISHINWEIS  |  Wegen der Ände­
rungen soll das BMF-Schreiben vom 
24.7.2013 „Steuerliche Förderung der 
privaten Altersvorsorge und betriebli­
chen Altersversorgung“ noch in 2017 
in einer überarbeiteten Fassung veröf­
fentlicht werden. Ein Entwurf wurde 
an die Verbände geschickt, die sich bis 
zum 13.10.2017 äußern konnten.

Digitale LohnSchnittstelle 

Ab 1.1.2018 müssen Arbeitgeber der 
Finanzbehörde die aufzuzeichnenden 
lohnsteuerrelevanten Daten nach einer 
amtlich vorgeschriebenen einheitlichen 
digitalen Schnittstelle (Digitale Lohn-
Schnittstelle DLS) elektronisch bereit­
stellen (BMF-Schreiben vom 26.5.2017, 
Az. IV C 5 - S 2386/07/0005:001). Damit 
ist die bisherige, reine Empfehlung zur 
Anwendung der DLS überholt.

Mindestlohn

Der gesetzliche Mindestlohn beträgt 
auch im nächsten Jahr 8,84 EUR pro 
Stunde. 

Beachten Sie  |  Neben dem gesetzli­
chen Mindestlohn gibt es zahlreiche 
Branchen-Mindestlöhne. Der Pflege-

mindestlohn steigt im nächsten Jahr 
von derzeit 10,20 EUR (West inkl. Ber­
lin) sowie 9,50 EUR (Ost) in 2018 auf 
10,55 EUR (West inkl. Berlin) sowie 
10,05 EUR (Ost).

Meldeverfahren:  
Kennzeichen Saisonarbeitnehmer

Wer als Arbeitgeber ab 1.1.2018 Saison­
kräfte für sich arbeiten lässt, muss bei 
der Anmeldung zur Sozialversicherung 
das Kennzeichen „Saisonarbeitneh-
mer“ angeben (Besprechungsergebnis 
der Spitzenverbände in der Sozialversi­
cherung zum gemeinsamen Meldever­
fahren vom 28.6.2017, TOP 5). 

Dadurch können die Kassen das weitere 
Krankenversicherungsverhältnis be­
reits während des Beschäftigungsver­
hältnisses klären. Dieses Verfahren läuft 
dann direkt zwischen der Krankenkasse 
und der Saisonkraft ab – eine Erleichte­
rung für Arbeitgeber.

Neues Mutterschutzrecht

Die wesentlichen Neuerungen des „Ge­
setzes zur Neuregelung des Mutter­
schutzrechts“ (BGBl I 2017, S. 1228) 
treten zum 1.1.2018 in Kraft. Neben der 
Ausweitung des Anwendungsbereichs 
(z. B. Frauen in betrieblicher Berufsbil­
dung und Praktikantinnen im Sinne von 
§ 26 des Berufsbildungsgesetzes) ist 
das Gesetzesziel insbesondere, dass 
(werdende) Mütter die Möglichkeit be­
kommen, ihre Beschäftigung weiter 
ausüben zu können. 

Beachten Sie  |  Jeder einzelne Arbeits­
platz muss auf „unverantwortbare“ Ge­
fährdungen hin überprüft werden. Die 
bisherigen Gefährdungsbeurteilungen 
sind eventuell nicht mehr ausreichend 
oder müssen nachgeholt werden. Auch 
sind die innerbetrieblichen Regelungen 
zu Beschäftigungsverboten zu prüfen 
und gegebenenfalls anzupassen. Zu den 
Prüfungen gehören jeweils entspre­
chende Dokumentations- und Informa-
tionspflichten. 
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Rechtsstand  | 13.10.2017

↘↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma­
chen es notwendig, Haftung und Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für alle Steuerpflichtigen

Höhere Wertgrenzen bei geringwertigen Wirtschaftsgütern:  
Gestaltungspotenzial sinnvoll nutzen

|  Ab 1.1.2018 gelten bei der Abschreibung geringwertiger Wirtschaftsgüter (GWG) höhere Wertgrenzen. Was es zu beachten gilt 
und wie hier (bereits jetzt) gestaltet werden kann, zeigt der nachfolgende Überblick.  |

Neue Wertgrenzen

Die folgenden (neuen) Grenzen gelten 
für GWG, die nach dem 31.12.2017 an­
geschafft, hergestellt oder in das Be­
triebsvermögen eingelegt werden:

•• Der eigentliche Grenzwert für 
GWG wurde von derzeit 410 EUR 
auf 800 EUR erhöht. 

Beachten Sie  |  Die Anhebung der 
GWG-Grenze auf 800 EUR gilt nicht 
nur für Unternehmer, sondern auch 
für alle anderen Steuerzahler, wie  
z. B. Arbeitnehmer oder Vermieter.

•• Alternativ zum Sofortabzug können 
GWG in einen Sammelposten ein­
gestellt und über fünf Jahre abge­
schrieben werden (Poolabschrei­
bung). Die Wertuntergrenze wurde 
von 150 EUR auf 250 EUR angeho­
ben. Die Obergrenze (1.000 EUR) 
bleibt bestehen.

•• Auch die Wertgrenze für die Auf-
zeichnungspflichten bei der Sofort­
abschreibung wurde von 150 EUR 
auf 250 EUR angehoben.

PRAXISHINWEIS  | Bei den vorge­
nannten Grenzen ist stets der Nettobe­
trag maßgebend. Hierbei kommt es 
nicht darauf an, ob der Umsatzsteuer­
betrag als Vorsteuer tatsächlich ab­
ziehbar ist.

Erwirbt ein Unternehmen im Jahr 2018 
GWG, hat es hinsichtlich des Sofortab-
zugs bzw. der Abschreibung folgende 
steuerliche Wahlrechte:

◼◼ Übersicht über die Wahlrechte

•	 Grundsatz: Abschreibung über be­
triebsgewöhnliche Nutzungsdauer

•	 bis 250 EUR: Sofortabzug ohne be­
sondere Aufzeichnungspflicht (Wahl­
recht)

•	 ab 250,01 bis 800 EUR: Sofortabzug 
oder Poolabschreibung (Wahlrecht)

•	 ab 800,01 bis 1.000 EUR: Poolab­
schreibung (Wahlrecht)

Beachten Sie  |  Soll ein Sammelpos-
ten gebildet werden, sind hierin alle in 
einem Wirtschaftsjahr angeschafften, 
hergestellten oder eingelegten Wirt­
schaftsgüter mit Aufwendungen von 
250,01 bis 1.000 EUR zu erfassen.

PRAXISHINWEIS  | Die Wahlrechte 
gelten nur für die Gewinneinkünfte 
und damit gleichfalls für bilanzierende 
Unternehmer sowie für Einnahmen-
Überschuss-Rechner. 

Im Rahmen der Überschusseinkünfte 
(z. B. Einkünfte aus nichtselbstständi­
ger Arbeit oder Einkünfte aus Vermie­
tung und Verpachtung) kann kein 
Sammelposten gebildet werden. Hier 
kann aber ein Sofortabzug als Wer­
bungskosten bei Aufwendungen von 
bis zu 800 EUR (netto) erfolgen.

Voraussetzungen 

Damit ein GWG vorliegt, müssen drei 
Voraussetzungen erfüllt sein: 

•• Es handelt sich um ein abnutzbares 
bewegliches Wirtschaftsgut des 
Anlagevermögens,

•• das Wirtschaftsgut ist selbststän-
dig nutzbar und

•• die Anschaffungs- bzw. Herstel­
lungskosten überschreiten die 
normierten Höchstgrenzen nicht.

Bei der Frage, ob das Wirtschaftsgut 
selbstständig nutzbar ist, helfen die 
Einkommensteuer-Hinweise (EStH) der 
Verwaltung weiter. Unter H 6.13 EStH 
gibt es nämlich ein ABC der selbststän­
dig und nicht selbstständig nutzbaren 
Wirtschaftsgüter.

Selbstständig nutzbare Wirtschaftsgü­
ter sind beispielsweise die Einrich­
tungsgegenstände in Büros und Werk­
stätten. Demgegenüber sind Periphe-
riegeräte einer PC-Anlage nicht selbst­
ständig nutzbar. Sogenannte Kombina-
tionsgeräte und externe Datenspeicher 
fallen jedoch nicht darunter und sind 
somit „begünstigt“.

Gestaltung durch Nutzung eines 
Investitionsabzugsbetrags

Durch die erhöhten Wertgrenzen kann 
es sich anbieten, anstehende Investitio­
nen nicht noch in diesem Jahr, sondern 
erst ab Januar 2018 durchzuführen, um 
so von einem sofortigen Abzug zu profi­
tieren. Aber auch für Jahre vor 2018 
kann die Grenze von 410 EUR „angeho­
ben“ werden. Dies funktioniert durch 
den 40%igen Abzug für Investitionsab-
zugsbeträge.

◼◼ Beispiel

Der bilanzierende Einzelunternehmer 
A hat für den Veranlagungszeitraum 
2016 einen Investitionsabzugsbetrag 
in Höhe von 1.000 EUR beansprucht. 
In 2017 erwirbt er ein Notebook mit 
Anschaffungskosten von 683 EUR.

Frage: Wie kann in diesem Fall gestal­
tet werden?

A kann (Wahlrecht) dieser Investition 
den Investitionsabzugsbetrag aus 2016 
in Höhe von 273 EUR (683 EUR x 0,4) 
zuordnen. Demzufolge würden sich die 
Anschaffungskosten für das Notebook 
um 273 EUR verringern, sodass ein Be­
trag von 410 EUR verbleibt, für den in 
2017 ein sofortiger Betriebsausgaben­
abzug erfolgen kann.

Beachten Sie  | Von dem Investitions­
abzugsbetrag verbleiben somit noch 
727 EUR, die für Investitionen in den 
Jahren 2017, 2018 und 2019 genutzt 
werden können.


